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1. Unterscheiden Sie folgende Begriffe!

„Menschenrechte“ – „Grundrechte“ – „Staatsbürgerrechte“

Vgl. Artt. 3 (1), 4 (1), 5 (1), 8 (1), 9 (1), 11 (1), 12 (1), 16a (1)



Taxonomie der Grundrechte 

 
 

Menschenrechte 

Vorstaatliches Recht 

 

 

   

Staatsbürgerrechte 

 

 

 

   

 nach dem 

Berechtigten 

--------------------------- 

nach der Art der 

Berechtigung  

 

 

Status negativus 

Abwehrrechte 

Freiheitsrechte 

 

 

Status positivus 

Teilhaberechte 

Gleichheitsrechte 

 

 

Status aktivus 

Teilnahmerechte 

Politische GR 

Korrespondierende 

Strukturprinzipien des 

GG in Art. 20 ? 

 

   

 
1. Ordnen Sie die im Grundrechtskatalog des GG niedergelegten Grundrechte 

in diese Taxonomie ein! 

2. Benennen Sie Grundrechte im GG, die aus systematischen Gründen nicht im 

Grundrechtskatalog (Artt. 1-19 GG) aufgeführt sind! 

 

2.

Welche 

Grundrechts-

typen sind im 

Grundgesetz 

unterscheid-

bar?

z.B. Artikel 103 GG



3. Rechtsstaatsverständnis und Grundrechte

„Wir müssen auch das 
niederträchtigste Gesetzesrecht, 
sofern es nur formell korrekt erzeugt 
ist, als verbindlich anerkennen.“

(Karl Bergbohm, 1892)

„Für den Richter ist es Berufspflicht, 
den Geltungswillen des Gesetzes zur 
Geltung zu bringen, das eigene 
Rechtsgefühl dem autoritativen 
Rechtsbefehl zu opfern, nur zu fragen, 
was Recht ist und niemals, ob es auch 
gerecht sei.“ 

( Gustav Radbruch, 1932)
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Rechtspositivismus -
Konventionalismus

Überpositives 
Recht (Naturrecht)



3. Rechtsstaatsverständnis und Grundrechte

„Für den Richter ist es 
Berufspflicht, den 
Geltungswillen des Gesetzes 
zur Geltung zu bringen, das 
eigene Rechtsgefühl dem 
autoritativen Rechtsbefehl zu 
opfern, nur zu fragen, was 
Recht ist und niemals, ob es 
auch gerecht sei.“ 

( Gustav Radbruch, 1932)

„Die Rechtswissenschaft muss 
sich wieder auf die 
Jahrtausende alte Weisheit der 
Antike, des christlichen 
Mittelalters und des Zeitalters 
der Aufklärung besinnen, dass 
es ein Gottesrecht, ein 
Vernunftrecht, kurz ein 
übergesetzliches Recht gibt, 
an dem gemessen das 
Unrecht Unrecht bleibt, 
auch wenn es in die Form 
des Gesetzes gegossen ist.“ 

(Gustav Radbruch,1946)



Die Radbruch-Formel 
„Der Konflikt zwischen der Gerechtigkeit 
und der Rechtssicherheit“, (der synchron 
verläuft zum Konflikt zwischen 
naturrechtlicher und konventionalistischer
Begründung; A.S.) dürfte dahin zu lösen 
sein, dass das positive durch Satzung und 
Macht gesicherte Recht auch dann den 
Vorrang hat, wenn es inhaltlich ungerecht 
und unzweckmäßig ist, es sei denn, dass der 
Widerspruch des positiven Gesetzes als 
‘unrichtiges Recht’ der Gerechtigkeit zu 
weichen hat. Es ist unmöglich, eine 
schärfere Linie zu ziehen zwischen den 
Fällen des gesetzlichen Unrechts und den 
trotz unrichtigen Inhalts dennoch gültigen 
Gesetzen; 
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Wie kann man sagen, ob und wann ein 
Gesetz „unrichtiges“ Recht ist?  Und wer 
entscheidet das?
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4. Die Stellung der Grundrechte

in der WRV      und im Grundgesetz

Stellung der GR in der 
Verfassung

Teil 2. Grundrechte und 
Grundpflichten der Deutschen

I. Die Grundrechte (am Anfang)

Bedeutung der GR Staatliche Setzungen Vorstaatliches Recht

Bedeutung der 
Verfassungsentscheidung

Konstitutive Rechte Deklaratorische Rechte

Rechtsstaatskonzept „Recht ist, was Gesetz ist!“
(Rechtspositivismus)

Orientierung an 
übergesetzlichem Recht

Entscheidungskompetenz des 
Parlaments

Parlamentsabsolutismus: 
„Mehrheit entscheidet“

Wertgebundene Demokratie:
Mehrheitsprinzip nicht absolut

Entsprechende Konzepte in der 
politischen Theorie

Thomas Hobbes John Locke



Nürnberger Prinzipien: Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit

Prof. Dr. Armin Scherb Friedrich-Alexander Universität Erlangen-Nürnberg

The Nuremberg principles
were a set of guidelines for 
determining what 
constitutes a war crime. 
The document was created 
by the International Law 
Commission of the United 
Nations to codify the legal 
principles underlying the 
Nuremberg Trials of Nazi
party members following 
World War II.

https://en.wikipedia.org/wiki/War_crime
https://en.wikipedia.org/wiki/International_Law_Commission
https://en.wikipedia.org/wiki/United_Nations
https://en.wikipedia.org/wiki/Codification_(law)
https://en.wikipedia.org/wiki/Nuremberg_Trials
https://en.wikipedia.org/wiki/Nazism
https://en.wikipedia.org/wiki/World_War_II


Nobody can say: „I was just following my superior's orders”.

Principle IV 

The fact that a person acted pursuant to order of his 
Government or of a superior does not relieve him from 
responsibility under international law, provided a moral 
choice was in fact possible to him.

Prof. Dr. Armin Scherb Friedrich-Alexander Universität Erlangen-Nürnberg

L e s e ü b u n g 



„Verbrechen gegen die Menschlichkeit“

Oberlandesgericht Koblenz Urteil v. 13.01.2022
• Historisches Urteil zu Staatsfolter in Syrien

• Es ist ein Urteil mit Signalwirkung: Das Oberlandesgericht Koblenz hat entschieden, dass 
das Assad-Regime systematisch gefoltert hat. Ein Geheimdienstmitarbeiter wird wegen 
Beihilfe verurteilt.

• „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“

• Denn um den Angeklagten wegen Beihilfe zu verurteilen, musste das Gericht zunächst 
feststellen: Das Assad Folter-Regime war rechtlich ein „systematischer Angriff auf die 
Zivilbevölkerung“. Also ein „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ nach dem 
Völkerstrafgesetzbuch. Genau das hat das Koblenzer Gericht heute (13.01.2022) 
gemacht - und zwar weltweit zum ersten Mal. Ein dickes rechtliches Ausrufezeichen, das 
andere Staaten wie etwa Frankreich genau beachten werden, in denen inzwischen 
ähnliche Ermittlungen zum Thema Syrien laufen.



Warum ein Prozess in Deutschland möglich ist

• Völlig selbstverständlich ist es nicht, dass Straftaten aus Syrien mit 
syrischen Angeklagten und Opfern vor einem deutschen Gericht verhandelt 
werden. Doch es gibt Gründe dafür: Dass die Taten in Syrien selbst 
geahndet werden, erscheint derzeit ausgeschlossen. Ein Prozess vor dem 
Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag ist nicht möglich, weil Syrien 
dem Gerichtshof nicht beigetreten ist.

• Zwar könnte der UN-Sicherheitsrat dem Gerichtshof aufgeben, trotzdem in 
Syrien zu ermitteln. Doch das wird von Russland blockiert. Bleibt das 
sogenannte „Weltrechtsprinzip“, das viele Länder umsetzen - darunter 
Deutschland. Es bedeutet: Bestimmte Straftaten wie Völkermord,
Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder Kriegsverbrechen können danach 
auch dann in Deutschland verfolgt werden, wenn die Tat im Ausland 
begangen worden ist und weder Täter noch Opfer Deutsche sind.



Deutschland ist kein „sicherer Hafen“

• Natürlich kann die deutsche Justiz nicht sämtliche Folter oder 
Kriegsverbrechen im Ausland verfolgen. Aber wenn es einen 
Anknüpfungspunkt zu Deutschland gibt, kommt diese Möglichkeit ins 
Spiel. Im Koblenzer Verfahren war es zum Beispiel so, dass geflüchtete 
syrische Folteropfer hier in Deutschland ihre mutmaßlichen Peiniger 
wiedererkannt haben. Wenn in so einer Situation zahlreiche Zeugen, Fotos 
und andere Beweismittel vorhanden sind, kann es zu Anklagen und Urteilen 
wie heute kommen. Der Gedanke dahinter lautet: Mögliche Täter sollen in 
Deutschland keinen „sicherer Hafen“ finden. Auch das kann ein Signal sein.

Quelle: Oberlandesgericht Koblenz: Historisches Urteil zu Staatsfolter in Syrien | tagesschau.de

https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/koblenz-urteil-syrer-103.html


Rechte werden abgegeben an den Leviathan

Urzustand

Staat gewährt den Menschen die Rechte 

Modell 
der

Weimarer 
Reichsverfassung



Urzustand

Rechte verbleiben bei den Menschen

Der Staat übernimmt lediglich die Schutzfunktion

Das 
Modell 
des 
Grund-
gesetzes



Menschenrechte -
Grundrechte

Kinderrechte
ins Grundgesetz?

alpha-demokratie: 30 Jahre Kinderrechtskonvention | ARD Mediathek

https://www.ardmediathek.de/video/alpha-demokratie/30-jahre-kinderrechtskonvention/ard-alpha/Y3JpZDovL2JyLmRlL3ZpZGVvLzQ2YTgwYjBhLTljZjUtNDYzZC05ZTMyLWM1MzUzNTVlNGVjYw/


5. Der historische Ort der 
Grundrechtsentstehung und 
Grundrechtsentwicklung:   

Grundrechtsentwicklung im Kontext von 

Rechtsstaat, Sozialstaat und Demokratie



5.1 Menschenrechte und Rechtsstaat

• Der Kampf des Bürgertums 
gegen den Absolutismus

• Interessen des 
Wirtschaftsbürgertums

• „aufgeklärter“ Absolutismus

• Französische Revolution als 
Beispiel: Bourgeoisie und 
Proletariat



5.2 Menschenrechte und Sozialstaat 

Soziale Frage im 19. Jhdt.
• Manchesterkapitalismus

• Kinderarbeit – 20 Std-Tag

• „Proletariat“

• Arbeiterbewegung –
Gewerkschaften

• Bismarck‘sche 
Sozialgesetzgebung und die 
Sozalistengesetze



5.3 Menschenrechte und Demokratie

• Parlamentarismus und 
Wahlrecht – Paulskirche –
Dreiklassenwahlrecht

• Weimarer Republik –
gleiche Wahlen

• Bundesrepublik
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Kriterialer Maßstab für Rationale Politische Urteilsbildung

Prof. Dr. Armin Scherb Friedrich-Alexander Universität Erlangen-Nürnberg

M e n s c h e n r e c h t e 



Bernhard Sutor (1971/1984):

„Ziel von politischer Bildung ist die 
Vermittlung 
von Fähigkeit und Bereitschaft zu 
politischer Beteiligung durch möglichst

•unvoreingenommene Information,
•gewissenhafte Urteilsbildung und
• verantwortliche Entscheidung

nach Maßgabe der Grundnormen einer 
freiheitlich-demokratischen Ordnung.“

Participation and
the ability to act

Knowledge

resonsibility

Political Judgement

Value-Centered Political Education



Bernhard Sutor (1971/1984):

The Highest Priority of Political Education is the

development of

RATIONAL POLITICAL JUDGEMENT 

•What is
„rational“ 
political
Judgement?



Competences in the field of Civic Education 

Knowledge and Political Judgement

Practice and skills Political Attitude

1 2

3 4

What is „rational“ 
Judgement?

Two Aspects of
Rationality:

1. Knowledge
2. Morality

The moral aspect of Rationality leads to the question: Where are the Contents of Morality?



als Bildung über Menschenrechte

Prof. Dr. Armin Scherb Friedrich-Alexander Universität Erlangen-Nürnberg

Menschenrechtsbildung 

Kompetenzdimension Fachwissen:

Das waren die Punkte 1 bis 5!



Bildung über die Menschenrechte 

Bildung für
Menschenrechte

Menschenrechtsbildung - kompetenzorientiert

Bildung durch
Menschenrechte



Art. 131 (3): 
„Die Schüler sind 

im Geiste der 
Demokratie 

zu erziehen.“



Bildungsziel: 
„Partizipation“

oder 
„Partizipationskompetenz“?



Art. 131 (1): 
„Die Schulen sollen 

nicht nur Wissen 
und Können 
vermitteln, 

sondern auch 
Herz und 

Charakter 
bilden.“



Bildung über die Menschenrechte 

Bildung durch
Menschenrechte

Menschenrechtsbildung - kompetenzorientiert

Bildung für
Menschenrechte



Themenbeispiele
für den GPG-Unterricht

(Menschenrechtskalender 2018)






